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(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EWG) Nr. 1134/68 DES RATES
vom 30. Juli 1968

zur Fesetsetzung der Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EWG) Nr. 653/68
über die Bedingungen für die Änderung des Wertes der Rechnungseinheit für die

gemeinsame Agrarpolitik

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 653/68
des Rates vom 30. Mai 1968 über die Bedingungen
für die Änderung des Wertes der Rechnungseinheit
für die gemeinsame Agrarpolitik (*), insbesondere
auf Artikel 6,
auf Vorschlag der Kommission,
in Erwägung nachstehender Gründe :
In der Verordnung Nr. 129 des Rates über den
Wert der Rechnungseinheit und die im Rahmen
der gemeinsamen Agrarpolitik anzuwendenden Um­
rechnungskurse ( 2 ) in der Fassung der Verordnung
(EWG) Nr . 653 /68 ist der Wert der Rechnungs­
einheit für die gemeinsame Agrarpolitik und die
besonderen Handelsregelungen für bestimmte land­
wirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse in Fein­
goldgewicht ausgedrückt ; ferner ist vorgesehen wor­
den, daß für die gleichen Zwecke als Umrechnungs­
kurse zwischen den Währungen die Umrechnungs­
kurse angewendet werden, die der beim Internatio­
nalen Währungsfonds angemeldeten und gleichfalls
in Feingoldgewicht ausgedrückten Währungsparität
entsprechen ; in dieser Verordnung sind folglich die
bestehenden Paritätsverhältnisse zwischen der Rech­
nungseinheit und den einzelnen Währungen festge­
legt worden ; gemäß Verordnung (EWG) Nr . 653 /
68 sind die Vorschriften zu erlassen , die bei einer
Änderung des Wertes der Rechnungseinheit oder
der Umrechnungskurse anzuwenden sind .
Bei etwaiger Änderung des Wertes der Rechnungs­
einheit oder der Währungsparität eines dritten Lan­
des kann es erforderlich sein, daß die gemäß den
Vorschriften über die gemeinsame Agrarpolitik fest­
gesetzten Beträge oder die sich aus diesen Vor­
schriften ergebenden besonderen Handelsregelungen

im Eilverfahren angepaßt werden, sofern die Fak­
toren für die Berechnung dieser Beträge, die in
zahlreichen Fällen auf Grund der Weltmarktpreise
ermittelt werden, durch die genannte Änderung oder
durch die sich aus dieser Änderung für die Märkte
ergebenden Folgen beeinflußt werden .

Da einige dieser Beträge im voraus festgesetzt wer­
den, könnte das reibungslose Funktionieren in wirt­
schaftlicher und finanzieller Hinsicht der gemein­
samen Marktorganisationen sowie der oben erwähn­
ten besonderen Regelungen dadurch gefährdet wer­
den, daß die Geschäfte , auf die sich diese Beträge
beziehen , nach einer Änderung des Wertes der
Rechnungseinheit oder der Währungsparität eines
dritten Landes durchgeführt werden ; eine derartige
Gefahr kann durch die Anpassung dieser Beträge
ausgeschaltet werden ; die Anpassung darf die be­
troffenen Personen, die eine vorherige Festsetzung
herbeigeführt haben, nicht schädigen ; es sollte ihnen
daher möglich sein , die Annullierung dieser Fest­
setzung zu erhalten .
Aus dem gleichen Grund kann es sich als notwendig
erweisen, für einen Zeitraum, in dem die Märkte
durch diese Änderungen oder durch die gemäß
Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 653/68 vor­
genommene Aussetzung des Wertes der Rechnungs­
einheit gestört wären, die Möglichkeit der vorherigen
Festsetzung dieser Beträge vorübergehend aufzu­
heben .

Bestimmte der in Rechnungseinheiten ausgedrückten
Beträge, die in den Bestimmungen betreffend die
gemeinsame Agrarpolitik oder die sich daraus erge­
benden besonderen Handelsregelungen vorgesehen
sind , werden in den Mitgliedstaaten in Landeswäh­
rung ausgedrückt ; es müssen daher Regeln auf­
gestellt werden, die bei einer Änderung der Wäh­
rungsparität eines Mitgliedstaats, die von einer Än­
derung des Verhältnisses zwischen dieser Währung
und dem Wert der Rechnungseinheit begleitet ist ,
gewährleisten , daß der betreffende Mitgliedstaat die­
jenigen dieser Beträge an das neue Verhältnis an­
gleicht, die Gegenstand einer vor der genannten

(*) ABl . Nr. L 123 vom 31 . 5 . 1968 , S. 4 .
( 2 ) ABl . Nr. 106 vom 30 . 10 . 1962, S. 2553/62.
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fahren vor dem Zeitpunkt ihrer regelmäßigen
Festsetzung geändert werden, wenn die Entwick­
lung der Märkte es erfordert .

(2) In den Fällen, in denen Absatz 1 Buchstabe a)
angewandt wird, werden von der Kommission in
einer diesem Buchstaben entsprechenden Weise die­
jenigen der darin genannten Beträge neu berechnet
und neu festgesetzt, die im voraus für ein Geschäft
festgesetzt worden sind, das nach der Änderung
des Wertes der Rechnungseinheit oder nach der An­
passung der Agrarpreise noch durchzuführen ist ;
jedoch wird jeder betroffenen Person, die für ein
bestimmtes Geschäft eine vorherige Festsetzung her­
beigeführt hat, auf schriftlichen Antrag, der der
zuständigen Stelle innerhalb von 30 Tagen nach dem
Tage des Inkrafttretens der Maßnahmen zur Fest­
setzung der neu berechneten Beträge zugehen muß,
die Annullierung der vorherigen Festsetzung und der
entsprechenden Lizenz oder des entsprechenden
Titels gewährt .

Änderung erfolgten vorherigen Festsetzung oder einer
mit einer Privatperson getroffenen Vereinbarung in
bezug auf ein noch durchzuführendes Geschäft
waren ; diese Angleichung muß gegebenenfalls nach
der Anpassung der in Rechnungseinheiten ausge­
drückten Beträge an die neue Marktlage vorgenom­
men werden .

Außerdem müssen Regeln vorgesehen werden, die
gewährleisten , daß bei einer Änderung des Wertes
der Rechnungseinheit bzw. der Währungsparität eines
Mitgliedstaats die in Landeswährung vorzunehmende
Regulierung der geschuldeten Beträge für vor dieser
Änderung abgewickelte Geschäfte unter Beachtung
des zum Zeitpunkt der Durchführung des Geschäftes
bestehenden Verhältnisses zwischen dieser Währung
und der Rechnungseinheit erfolgt ; dadurch soll die
Einhaltung der für Verpflichtungen aus diesen Ge­
schäften geltenden gemeinschaftlichen Bestimmun­
gen gewährleistet werden, in denen Werte in Rech­
nungseinheiten angegeben sind ; schließlich ist es
angebracht, für die Anwendung dieser Verordnung
den Zeitpunkt der Durchführung eines Geschäftes
klarzustellen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 2

( 1 ) Wenn infolge einer Änderung der beim Inter­
nationalen Währungsfonds angemeldeten und von
diesem anerkannten Währungsparität eines dritten
Landes Störungen das reibungslose Funktionieren
der gemeinsamen Marktorganisationen oder der
besonderen Handelsregelungen für gewisse landwirt­
schaftliche Verarbeitungserzeugnisse gefährden oder
zu gefährden drohen :

a ) werden die im Anhang genannten Beträge von
der Kommission nach den jeweils anwendbaren
Verfahren geändert ;

b ) können ferner die im Anhang genannten Beträge
vor dem für die regelmäßige Festsetzung vorge­
sehenen Zeitpunkt nach dem normalerweise an­
wendbaren Verfahren geändert werden, wenn die
Entwicklung der Märkte es erfordert.

( 2 ) In den Fällen, in denen Absatz 1 Buchstabe a )
angewandt wird, ändert die Kommission in einer
diesem Buchstaben entsprechenden Weise diejenigen
der darin genannten Beträge, die im voraus für ein
Geschäft festgesetzt worden sind, das nach der Än­
derung der Parität noch durchgeführt wird ; jedoch
wird jeder betroffenen Person, die für ein bestimm­
tes Geschäft eine vorherige Festsetzung herbeigeführt
hat, auf schriftlichen Antrag, der der zuständigen
Stelle innerhalb von 30 Tagen nach dem Tage des
Inkrafttretens der Maßnahmen zur Festsetzung der
neu berechneten Beträge zugehen muß, die Annul­
lierung der vorherigen Festsetzung und der entspre­
chenden Lizenz oder des entsprechenden Titels ge­
währt.

Artikel 1

( 1 ) Bei einer Änderung des Wertes der Rechnungs­
einheit und bei einer Anpassung der Agrarpreise
gemäß Artikel 3 Absatz 4 der Verordnung (EWG)
Nr. 653/68 :

a ) werden erforderlichenfalls die Beträge, welche
Teilbeträge enthalten, die unter Berücksichtigung
der Weltmarktpreise festgelegt und unter den
Nummern 1 bis 5 im Anhang aufgeführt worden
sind, von der Kommission nach den jeweils zu­
treffenden Berechnungsmethoden unter Anwen­
dung des neuen Wertes der Rechnungseinheit und/
oder der angepaßten Agrarpreise unverzüglich
neu berechnet und neu festgesetzt ;

b ) werden die unter Nummer 6 des Anhangs genann­
ten Beträge in der Weise neu berechnet und neu
festgesetzt, daß der mittlere Abstand, der in den
letzten drei Monaten zwischen dem Weltmarkt­
preis und dem Preis bestanden hat, den diese
Beträge den Verbrauchern sichern sollen, beibe­
halten wird, wobei für den Fall, daß die anwend­
baren Verordnungen einen kürzeren Zeitraum
vorsehen, dieser weiterhin gilt ;

c ) können ferner die im Anhang aufgeführten Be­
träge nach dem normalerweise anwendbaren Ver-
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(2 ) Bei den Geschäften , die im Rahmen der Vor­
schriften über die gemeinsame Agrarpolitik oder
über die besonderen Handelsregelungen für land­
wirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse durchge­
führt werden, werden die einem Mitgliedstaat oder
einer ordnungsmäßig beauftragten Stelle geschuldeten
oder diesem Mitgliedstaat oder dieser Stelle zustehen­
den Beträge, die in Landeswährung ausgedrückt sind
und welche die in den genannten Bestimmungen in
Rechnungseinheiten festgelegten Beträge wiedergeben,
entsprechend dem Verhältnis zwischen der Rech­
nungseinheit und der Landeswährung gezahlt, das
zum Zeitpunkt der Durchführung des Geschäftes
oder Teilgeschäfts galt.

Artikel 5

In den Dokumenten, Titeln und Lizenzen, die eine
vorherige Festsetzung vorsehen oder in denen die
in Artikel 4 genannten Beträge in Landeswährung
ausgedrückt werden, wird erwähnt, daß Artikel 1
Absatz 2, Artikel 2 Absatz 2 und Artikel 4 gege­
benenfalls Anwendung findet.

Artikel 6

Für die Anwendung dieser Verordnung gilt als Zeit­
punkt der Durchführung des Geschäftes der Zeit­
punkt, zu dem der Tatbestand im Sinne der Gemein­
schaftsregelung oder, in Ermangelung einer solchen
Regelung und bis zu ihrem Erlaß, der Regelung des
betreffenden Mitgliedstaats erfüllt ist, an den die
Entstehung der Forderung geknüpft ist, die sich auf
den Betrag im Zusammenhang mit diesem Geschäft
bezieht .

Artikel 7

Diese Verordnung gilt für alle Geschäfte, die vom
Tage ihres Inkrafttretens an durchgeführt werden .

Jedoch wird jeder betroffenen Person, die vor diesem
Zeitpunkt für ein nach diesem Zeitraum noch durch­
zuführendes Geschäft eine vorherige Festsetzung
herbeigeführt oder eine Vereinbarung mit einer In­
terventionsstelle geschlossen hat, auf schriftlichen
Antrag, der der zuständigen Stelle innerhalb von
30 Tagen nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung
zugehen muß, die Annullierung der vorherigen Fest­
setzung und der entsprechenden Lizenz oder des
entsprechenden Titels bzw. die Auflösung der Ver­
einbarung gewährt.

Artikel 8

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften in Kraft .

Artikel 3

Die im Anhang genannten Beträge können während
des Zeitraums der Aufhebung des Wertes der Rech­
nungseinheit nach Artikel 4 der Verordnung (EWG)
Nr. 653 /68 nicht im voraus festgesetzt werden .
Die Kommission kann ferner nach der Veröffent­
lichung des künftig geltenden Wertes der Rech­
nungseinheit oder nach der Änderung der Währungs­
parität eines dritten Landes oder nach Anwendung
des Artikels 3 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr .
653 /68 die Möglichkeit einer vorherigen Festsetzung
der vorgenannten Beträge für ein oder mehrere Er­
zeugnisse aussetzen, bis die etwaigen Störungen auf
den Märkten verschwunden sind , höchstens jedoch
für zehn Tage. Dieser Zeitraum kann nach dem Ver­
fahren des Verwaltungsausschusses, das durch die
betreffende Marktorganisation vorgesehen wird, um
die unbedingt erforderliche Frist verlängert werden .

Artikel 4

( 1 ) Bei einer Änderung des Verhältnisses zwischen
der Währungsparität eines Mitgliedstaats und dem
Wert der Rechnungseinheit paßt der betreffende
Mitgliedstaat die in Rechnungseinheiten vorgesehe­
nen, nachstehend genannten Beträge an, sofern sie
in den für die Durchführung der gemeinsamen
Agrarpolitik oder der besonderen Handelsregelungen
für die landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnisse
et stellten Dokumenten, Titeln oder Lizenzen in Lan­
deswährung aufgeführt sind, entsprechend dem neuen
Paritätsverhältnis und unbeschadet der Anwendung
des Artikels 1 Absatz 2 :

a ) Beträge, die im voraus für ein Geschäft oder ein
Teilgeschäft festgesetzt worden sind, das nach der
Änderung des genannten Paritätsverhältnisses noch
durchzuführen ist ;

b ) Beträge , die in den zwischen einer Privatperson
und einer Interventionsstelle getroffenen Verein­
barungen über ein Geschäft oder ein Teilgeschäft
genannt worden sind , das nach der Änderung des
genannten Paritätsverhältnisses noch durchzufüh­
ren ist .

Jedoch wird jeder betroffenen Person, die eine vor­
herige Festsetzung für ein bestimmtes Geschäft her­
beigeführt hat, auf schriftlichen Antrag, der der zu­
ständigen Stelle innerhalb von 30 Tagen nach dem
Inkrafttreten der Maßnahmen zur Festsetzung der
angepaßten Beträge zugehen muß, die Annullierung
der vorherigen Festsetzung und der entsprechenden
Lizenz oder des entsprechenden Titels gewährt .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 30. Juli 1968 .
Im Namen des Rates

Der Präsident

G. MEDICI
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ANHANG

In den Artikeln 1, 2 und 3 genannte Beträge

1 . Abschöpfungen im Sinne von Artikel 11 der Verordnung Nr. 130/66/EWG des Rates vom
26. Juli 1966 über die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik ( 1 )

2 . Die in den besonderen Handelsregelungen für bestimmte landwirtschaftliche Verarbeitungs­
erzeugnisse vorgesehenen Einfuhrabgaben mit Ausnahme der Zölle

3 . Ausfuhrerstattungen

4. Einschleusungspreise

5 . Beihilfen für Ölsaaten nach Artikel 27 der Verordnung Nr. 136/66/EWG des Rates vom
22 . September 1966 über die Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette (2 )
und für zu Kasein verarbeitete Magermilch nach Artikel 11 der Verordnung (EWG) Nr.
804/68 des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame Marktorganisation für Milch
und Milcherzeugnisse (3)

6 . Erstattungen bei der Erzeugung.

(!) ABl . Nr . 165 vom 21 . 9 . 1966 , S. 2965 /66 .
( 2 ) ABl . Nr . 172 vom 30 . 9 . 1966 , S. 3025 /66 .
( a ) ABl . Nr. L 148 vom 28 . 6 . 1968 , S. 13 .

VERORDNUNG (EWG) Nr. 1135 /68 DES RATES
vom 30. Juli 1968

über die Finanzierung von Interventionsausgaben auf dem Binnenmarkt für Milch
und Milcherzeugnisse

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft ,

gestützt auf die Verordnung Nr . 17/64/EWG des
Rates vom 5 . Februar 1964 über die Bedingungen
für die Beteiligung des Europäischen Ausrichtungs­
und Garantiefonds für die Landwirtschaft (*), zuletzt
geändert durch die Verordnung Nr . 741 /67/EWG
des Rates vom 24. Oktober 1967 ( 2 ) und die Ver­
ordnung (EWG) Nr. 347/68 des Rates vom 27. März
1968 ( 3 ), insbesondere auf Artikel 6 ,

auf Vorschlag der Kommission ,
in Erwägung nachstehender Gründe :
Die Bedingungen für eine Beteiligung des Fonds an
der gemeinschaftlichen Finanzierung der Interven­
tionsausgaben auf den einzelnen Sektoren der
gemeinsamen Marktorganisation sind festzulegen ;
für Milch und Milcherzeugnisse sieht Artikel 21

der Verordnung Nr. 13/64/EWG des Rates vom
.5 . Februar 1964 über die schrittweise Errichtung
einer gemeinsamen Marktorganisation für Milch und
Milcherzeugnisse (4 ) eine Interventionsregelung für
Butter und eingefrosteten Rahm vor ; diese Regelung
ist vom 1 . November 1964 bis 28 . Juli 1968 anwend­
bar.

Die Ausgaben für die Lagerhaltung von Butter und
Rahm , für die gemäß Artikel 21 Absätze 2 und 3
der Verordnung Nr. 13 /64/EWG Interventionsmaß­
nahmen getroffen worden sind, erfüllen die Bedingun­
gen des Artikels 6 Absatz 1 der Verordnung Nr.
17/64/EWG ; die Kosten , die durch Sondermaßnah­
men für den Absatz dieser Butter entstehen, erfüllen
ebenfalls diese Bedingungen, sofern die Beträge je
Tonne und die betreffenden Mengen nicht über
die Grenzen der betreffenden Gemeinschaftsregelung
hinausgehen .

Die durch die Lagerhaltung der Butter entstandenen
Kosten sind für sämtliche Mitgliedstaaten einheitlich
festzulegen ; dies läßt sich leicht an Hand der Anzahl

f 1 ) ABl . Nr. 34 vom 27. 2 . 1964, S. 580/64.
C2 ) ABl . Nr. 258 vom 25 . 10 . 1967, S. 2 .
( 3 ) ABl . Nr. L 76 vom 28 . 3 . 1968 , S. 1 . W ABl . Nr. 34 vom 27. 2 . 1964, S. 549/64.


